
 

Amt 57     Bremerhaven, Freitag, 10. Februar 2023 

L. Müller     Tel.: 0471 590 2454 

 

 

Termin mit Herrn Stadtrat Frost 10. Januar 2023; 10:00 Uhr Stadthaus 1,  231 

 

Vorbemerkungen 

 

UN BRK 

Artikel 30 Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen, 

gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle 

geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen 

a) Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten haben; 

b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen 

kulturellen Aktivitäten in zugänglichen Formaten haben; 

c) Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie Theatern, 

Museen, Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit wie möglich, zu 

Denkmälern und Stätten von nationaler kultureller Bedeutung haben. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit 

Behinderungen die Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und 

intellektuelles Potenzial zu entfalten und zu nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern 

auch zur Bereicherung der Gesellschaft. 

(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem 

Völkerrecht, um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des 

geistigen Eigentums keine ungerechtfertigte oder diskriminierende Barriere für den 

Zugang von Menschen mit Behinderungen zu kulturellem Material darstellen. 

(4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf 

Anerkennung und Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen 

Identität, einschließlich der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur. 

(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an 

Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten 

geeignete Maßnahmen, 



a) um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie möglich an 

breitensportlichen Aktivitäten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu 

fördern; 

b) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben, 

behinderungsspezifische Sport- und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu 

entwickeln und an solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstellung 

eines geeigneten Angebots an Anleitung, Training und Ressourcen auf der 

Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen zu fördern; 

c) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, 

Erholungs- und Tourismusstätten haben; 

d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen 

Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen können, 

einschließlich im schulischen Bereich; 

e) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu 

Dienstleistungen der Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und 

Sportaktivitäten haben. 

 

BremBGG 

§ 2  

Geltungsbereich  

(1) Dieses Gesetz gilt für die Träger öffentlicher Gewalt. Träger öffentlicher Gewalt im 

Sinne dieses Gesetzes sind die Behörden der Freien Hansestadt Bremen, der 

Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sowie die weiteren landesunmittelbaren 

und kommunalen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

Beliehene und sonstige Landesorgane sind Träger öffentlicher Gewalt, soweit sie 

öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen.  

(2) Bei der Ausübung der Gesellschafterrechte in privatrechtlich organisierten 

Unternehmen, auf die der Träger öffentlicher Gewalt aufgrund Eigentum, finanzieller 

Beteiligung, Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die Tätigkeit des Unter-

nehmens regeln, mittelbar oder unmittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben 

kann, wirken die auf Veranlassung dieser Träger entsandten Mitglieder der Aufsichts-

organe der Unternehmen bei ihrer Tätigkeit daraufhin, dass die Ziele dieses 

Gesetzes angemessen berücksichtigt werden.  



(3) Die Träger öffentlicher Gewalt sollen darauf hinwirken, dass Leistungserbringer 

öffentlich-rechtlicher Leistungen die Ziele dieses Gesetzes in angemessener Weise 

berücksichtigen.  

(4) Gewähren Träger öffentlicher Gewalt Zuwendungen nach § 23 der Landes-

haushaltsordnung als institutionelle Förderungen, so sollen sie durch Nebenbestim-

mungen zum Zuwendungsbescheid oder vertragliche Vereinbarung darauf hinwirken, 

dass die institutionellen Zuwendungsempfänger die Ziele dieses Gesetzes berück-

sichtigen, soweit sie für die Zuwendungsempfänger keine unangemessene wirt-

schaftliche Belastung darstellen. 

 

 

§ 5 Barrierefreiheit BremBGG 

Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische 

Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und 

visuelle Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere 

gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der 

allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne 

fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. Hierbei ist die Nutzung 

behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zulässig. 

 

Denkmalschutzgesetz BremDSchG 

§ 10 Genehmigungspflichtige Maßnahmen  

(1) Ein nach §§ 3 und 8 geschütztes Kulturdenkmal darf nur mit Genehmigung der 

Denkmalschutzbehörde zerstört oder beseitigt werden; von seinem Standort entfernt 

werden; in seinem Bestand oder Erscheinungsbild beeinträchtigt oder verändert 

werden; wieder hergestellt oder instandgesetzt werden; mit An- oder Aufbauten, 

Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen werden.  

(2) Der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde bedürfen ferner Maßnahmen nach 

Absatz 1 in der Umgebung geschützter unbeweglicher Kulturdenkmäler.  

 

 

 

 

 



 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 und 2 ist zu erteilen, wenn Belange des 

Denkmalschutzes nicht entgegenstehen oder ein überwiegendes öffentliches 

Interesse die Maßnahme verlangt. Ein öffentliches Interesse ist unter anderem 

gegeben, wenn die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen hergestellt oder 

verbessert wird.  

 

(4) Die Genehmigung kann unter Bedingungen oder Auflagen erteilt werden. 

Insbesondere kann die Genehmigung an die Bedingung geknüpft werden, dass die 

Ausführung der Arbeiten nur nach einem von der Denkmalschutzbehörde 

genehmigten Plan und unter Aufsicht einer Denkmalschutzbehörde oder eines von 

ihr benannten Sachverständigen erfolgt. Ist für die Prüfung der 

Genehmigungsfähigkeit oder für die Durchführung der genehmigten Maßnahmen die 

Hinzuziehung eines Sachverständigen notwendig, trägt der Antragsteller im Rahmen 

des Zumutbaren die dadurch entstehenden Kosten.  

 

(5) Die Denkmalschutzbehörden beachten bei ihren Entscheidungen die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen mit dem Ziel, die Barrierefreiheit im Sinne 

des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes bei allen öffentlich 

zugänglichen Denkmälern möglichst zu erreichen.  

 

(6) Wer eine Maßnahme im Sinne der Absätze 1 und 2 ohne Genehmigung der 

zuständigen Denkmalschutzbehörde beginnt oder eine genehmigte anders ausführt 

als in der Genehmigung vorgeschrieben wurde, hat auf Anordnung der 

Denkmalschutzbehörde den früheren Zustand wiederherzustellen oder das 

Kulturdenkmal auf eine andere von der zuständigen Denkmalschutzbehörde zu 

bestimmende Weise instand zu setzen.  

 

(7) Ist für eine Maßnahme nach Absatz 1 und 2 die Genehmigung durch eine 

Bauordnungsbehörde erforderlich, so entscheidet die Bauordnungsbehörde im 

Einvernehmen mit der Denkmalschutzbehörde. Bedingungen und Auflagen nach 

Absatz 4 werden Inhalt des Genehmigungsbescheids. Der Denkmalschutzbehörde 

obliegt hierbei die Überwachung des in ihren Aufgabenbereich fallenden Teils nach 

den Bestimmungen dieses Gesetzes.  



Landesverfassung Bremen 

Artikel 2  

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben das Recht auf gleiche 

wirtschaftliche und kulturelle Entwicklungsmöglichkeiten.  

 

(2) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, 

seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner sozialen 

Stellung, sexuellen Identität, seiner religiösen und politischen Anschauungen 

bevorzugt oder benachteiligt werden.  

(3) Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Menschen mit 

Behinderungen stehen unter dem besonderen Schutz des Staates. Der Staat fördert 

ihre gleichwertige Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft und wirkt auf die 

Beseitigung bestehender Nachteile hin. 

 

 

 

 

 

 

 

_________________________________ 
Lars Müller 
Amtsleiter | Kommunaler Behindertenbeauftragter 
Fachplaner für barrierefreies Bauen (EIPOS) 
Magistrat der Stadt Bremerhaven 
Amt für Menschen mit Behinderung 
- Örtliche Fürsorgestelle - 
2. Obergeschoss, Zimmer 2.44 
Barkhausenstrasse 22 
27568 Bremerhaven 
Telefon: 0471 590-2454, Fax.: 0471 590-2141 
E-Mail: Lars.Mueller@magistrat.bremerhaven.de 
Internet: www.bremerhaven.de  
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